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savez. Certains hauts fonctionnaires observèrent qu’il faudrait, en tout état de 
cause, éviter que l’initiative allemande fût ignorée du Gouvernement français, 
celui-ci ayant l’année dernière prêté ses bons offices dans un but analogue.

Des explications échangées il semblait résulter que le Gouvernement français 
ne ferait sans doute aucune observation, mais que pour des considérations de 
courtoisie et afin de prévenir tout risque de froissement, il serait opportun de met­
tre Paris au courant des intentions du Gouvernement allemand et, le cas échéant, 
de l’accueil réservé par le Gouvernement Fédéral à ces ouvertures.

L’impression recueillie depuis lors à Paris est que le Quai d’Orsay ne serait pas 
indifférent à la démarche que tenterait le Gouvernement allemand, non qu’il songe 
à s’y opposer, ni qu’il estime avoir lui-même une sorte de droit de priorité si une 
négociation de ce genre devait se rouvrir. Son sentiment paraît plutôt qu’il existe, 
à son égard, une certaine obligation de courtoisie de la part du Gouvernement Fé­
déral.

Le Secrétaire Général m’a donc engagé ce matin à vous écrire, à titre stricte­
ment personnel, pour vous faire connaître que si le Gouvernement allemand pro­
posait ses bons offices au Gouvernement Fédéral et que celui-ci envisageât la pos­
sibilité de les accepter, il serait peut-être opportun de s’assurer qu’il n’existe point 
d’objection de la part du Gouvernement français. Sir Eric paraissait croire que le 
Gouvernement Fédéral tiendrait, sans doute, lui-même, s’il était pressenti par le 
Gouvernement allemand, à faire une démarche auprès du Gouvernement français 
pour prévenir tout risque de malentendul.

1. M otta antwortete de Montenach am 15 .2 .1927: [ ...]  J’incline à penser que, si des pourparlers 
devenaient possibles, ils auraient lieu directement. Le Conseil Fédéral ne refuserait pas -  je le 
pense -  des offres de bons offices de la part d’une Puissance tierce, mais la voie directe est, sans 
contredit, la meilleure. Si un autre Gouvernement que le Gouvernement français prenait l’initia­
tive de nous offrir, encore une fois, ses bons offices, nous en aviserions au préalable le deuxième 
(E 2001 (C) 12/1). Vgl. dazu N r.255, Anm .2.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 11.Februar 19271

219. Handelsvertrag mit Italien

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 9. Februar 1927

I. Nach dem Inkrafttreten des Handelsvertrages zwischen der Schweiz und Ita­
lien vom 27. Januar 19232 ereignete sich eine grössere Zahl von Beanstandungen 
bei der Verzollung schweizerischer Waren in Italien. Da bei den meisten Anstän-

1 .Abwesend: M usy und Schulthess.
2. AS 1924, NF 40, S.105ff.
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den weder auf rein administrativem noch auf diplomatischem Wege eine befriedi­
gende Erledigung zu erzielen war, sah sich das Volkswirtschaftsdepartement 
schliesslich gezwungen, die Abhaltung einer Konferenz zur Besprechung der be­
stehenden Meinungsverschiedenheiten vorzuschlagen. Diese Konferenz hat vom 
25.-28. November 1925 in Bern stattgefunden und sie endigte mit einer annehm­
baren Lösung der meisten Schwierigkeiten3. Die getroffenen Vereinbarungen wur­
den in die Form eines Protokolls gekleidet, das erst nach der Genehmigung durch 
die beiden Regierungen in Kraft trat.

II. Seit der Konferenz vom November 1925 sind die Klagen der schweizeri­
schen Exporteure über Anstände im Verkehr mit Italien noch zahlreicher gewor­
den als vorher. Es zeigt sich italienischerseits das eifrige Bestreben, durch verän­
derte Auslegung des Textes von Tarifpositionen diese eines wesentlichen Teils ih­
res eigentlichen Inhaltes zu entkleiden. Mehrere dieser Fälle treffen nicht nur be­
stimmte Maschinen oder Maschinenteile, sondern ganze Gruppen von solchen, so 
dass die Tragweite der neuen Verfügungen oft eine sehr weitgehende ist. Was aber 
unsere Fabriken besonders empört, ist die Häufigkeit der Zollschikanen und will­
kürlichen Auslegung des Tarifs, denen sie zudem nicht selten machtlos gegenüber 
stehen, weil die Einleitung des Zollstreitverfahrens gewöhnlich die Entnahme von 
Mustern bedingt und solche vielen Sendungen (z.B. von dringend benötigten Er­
satzteilen zu Maschinen oder Apparaten) nicht entnommen werden können. Aus- 
serdem sehen die Betroffenen oft von formellen Zollbeschwerden ab, weil die Er­
fahrung zeigt, dass das Zollexpertenkollegium, das alle Zollanstände zu begutach­
ten hat, wo immer möglich diejenige Auslegung wählt, die nicht nur für den Fis­
kus, sondern vor allem auch für die italienische Industrie am günstigsten ist. Dazu 
lassen die Entscheide monatelang, manchmal bis zu einem Jahre, auf sich warten, 
so dass der Fabrikant in der Zwischenzeit im ungewissen über den Zoll ist, den er 
bei Offerten in Anrechnung bringen soll.

Besonders viele Klagen hat die schweizerische Maschinenindustrie vorzubrin­
gen4 und da die Maschinen und Apparate in unserem Export nach Italien eine 
hervorragende Stellung einnehmen -  20-25%  der Gesamtausfuhr entfallen auf 
diese Erzeugnisse -  so kommt diesen Klagen auch eine spezielle Bedeutung zu.
f..Js

3. Vgl. dazu  GBer 1925, S .495.
4. M it Schreiben an die H andelsabteilung vom 2 2 .1 .1 9 2 7  beklagte sich d ie  M aschinenfabrik  
Oerlikon über d ie  Verletzung des H andelsvertrages und fü h rte  aus: [ . . . ]  Wir erlauben uns kein 
Urteil über die Nützlichkeit von Konferenzen. Aber es scheint uns, dass die italienischen D ele­
gierten unter dem Drucke des Diktators stehen, dem zu widersprechen sie den Mut nicht finden
werden. Wohl werden sie versprechen ....... aber nachher gehts genau wie vorher. D as einzige
Mittel, uns Recht zu verschaffen, ist die Drohung den Handelsvertrag zu kündigen, und wenn das 
nichts hilft, die Ausführung dieser Drohung. Verlieren kann die Schweiz dabei nichts. Alle Arti­
kel, die wir heute so haufenweise aus Italien beziehen, sind ebenso gut von Frankreich und 
Spanien erhältlich. Seide werden uns die Italiener nur zu gerne weiter liefern gegen unsere 
Schweizerfranken. Durch das Gewährenlassen der heutigen Zustände wandern mehr und mehr 
Industrien nach Italien ab und wie wir wissen, sind solche ausgewanderten Industrien die gröss- 
ten Feinde der einheimischen Industrie. / . . . / ( E 7110 1/80).
5. E s schliesst eine Schilderung von Einzelfällen an.
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III. Neben den eigentlichen Anständen gibt es aber noch verschiedene andere 
Fragen, die eine Aussprache erheischen. So schreibt ein Gesetzesdekret vom 
Januar 1926, das im Juli gleichen Jahres in ein Gesetz umgewandelt worden ist, 
allen öffentlichen Körperschaften sowie allen irgendwie eine staatliche Unterstüt­
zung geniessenden Unternehmen die Bevorzugung der einheimischen Industrie 
vor und zwar unter Androhung schwerer Strafen, die auch in Fällen, in denen 
vielleicht eine Berücksichtigung des Auslandes nicht ausgeschlossen wäre, man­
ches Unternehmen davon abhalten werden, eine Bestellung im Ausland aufzuge­
ben. Da eine Mitwirkung der italienischen Industrie bei der Ausführung des Ge­
setzes vorgesehen ist und diese somit von den ausländischen Offerten Kenntnis er­
hält, kann man sich denken, dass sie alles in Bewegung setzen wird, um in jedem 
Einzelfalle wenn immer möglich sich die Bestellung zu sichern. Auch von diesen 
Vorschriften wird, wie von den Zollschikanen, in erster Linie die ausländische Ma­
schinenindustrie betroffen.

Im vergangenen Jahre hat ferner eine eifrige Propaganda gegen die Einfuhr ein­
gesetzt, die besonders vom Volkswirtschaftsminister Belluzzo nachhaltig unter­
stützt wurde. Wenn sie auch allgemeiner Natur ist, enthält sie doch eine besondere 
Spitze gegen die Einfuhr von Maschinen und Apparaten, weil dies eines der Ge­
biete ist, auf dem sich nach Auffassung an massgebender Stelle Italien am ehesten 
von den Bezügen aus dem Auslande frei machen könnte. Bei der zurzeit in Italien 
vorhandenen straffen Organisation kann jene Propaganda nicht leicht genommen 
werden; denn wenn sie durch eine Kontrolltätigkeit der bestehenden Organisatio­
nen und einen mehr oder weniger gelinden Druck unterstützt würde, könnte sie 
für den Absatz ausländischer Produkte bedenkliche Folgen haben.

Zur Hintanhaltung des Importes sind auch Zollerhöhungen teils bereits in 
Kraft gesetzt worden, teils in Aussicht genommen. Bedenken erweckt ausserdem 
ein Projekt über die Herkunftsangabe a u f Waren, die dem gleichen Zwecke die­
nen sollte. Einfuhrbeschränkungen wären nach einem im Monat August 1926 er­
lassenen Dekret ebenfalls in Aussicht genommen, doch hat man, wohl wegen der 
vertraglichen Bindungen und der bisherigen Stellungnahme Italiens im Völkerbund 
zum Problem der Einfuhr- und Ausfuhrverbote, bis jetzt von konkreten Massnah­
men abgesehen. Zu erwähnen ist schliesslich die Behinderung des Zahlungsver­
kehrs durch die Devisenvorschriften, die allerdings soweit sie die Einfuhr trifft, 
mehr Begleiterscheinung als beabsichtigter Zweck zu sein scheint. Schutzgesuche 
dieser und jener italienischer Produktionskreise (z. B. der Käseproduzenten gegen 
die Einfuhr aus der Schweiz), denen nach Zeitungsmeldungen von zuständiger 
Seite Unterstützung in Aussicht gestellt wurde, ohne dass die Art dieser Unter­
stützung bereits klar zutage treten würde, erheischen ebenfalls unsere Aufmerk­
samkeit.

IV. Die Beschwerden der von der italienischen Tendenz der Abschnürung der 
Einfuhr am empfindlichsten getroffenen schweizerischen Kreise haben in letzter 
Zeit zu verschiedenen Malen ihren Weg in die Presse unseres Landes gefunden 
und sich sogar zu einem Gesuch des Vereins Schweizerischer Maschinenindu­
strieller um Kündigung des Handelsvertrages verdichtet, das dem Departement 
vom Vorort des Schweizerischen Handels- und Industrie-Vereins einstweilen mit
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dem Ersuchen übermittelt worden ist, womöglich vorerst durch direkte Fühlung­
nahme mit der italienischen Regierung festzustellen, ob nicht auch ohne Kündi­
gung die bestehenden Übelstände beseitigt werden könnten6.

Verschiedentlich sind auch aus den Kreisen der Industrie, der Landwirtschaft 
und des Gewerbes unseres Landes Wünsche um einen bessern Zollschutz laut ge­
worden, die nur verwirklicht werden könnten, falls Italien ganz oder teilweise auf 
die Bindung der in Betracht kommenden schweizerischen Zölle verzichten würde. 
Es dürfte zweckmässig sein, festzustellen, ob und unter welchen Bedingungen Ita­
lien in eine teilweise Revision solcher vertraglicher Vereinbarungen einwilligen 
würde.

V. Angesichts der geschilderten Schwierigkeiten und ändern schwebenden Fra­
gen hat das Volkswirtschaftsdepartement, im Einvernehmen mit der Handelsver­
tragsdelegation, als opportun erachtet, Italien die Abhaltung einer neuen Kon­
ferenz vorzuschlagen. Die italienische Regierung hat die Anregung angenommen 
und aus verschiedenen Gründen Rom als Ort der Besprechung in Vorschlag ge­
bracht. Die Schweiz kann dieses Begehren um so weniger abschlagen, als die 
letzte Konferenz vom November 1925 in Bern stattgefunden hat und es zudem in 
Anbetracht der zur Diskussion gelangenden wichtigen Fragen wünschbar er­
scheint, dass die italienische Delegation mit ihrer Regierung in ständiger Fühlung 
bleiben könne. Als Tag des Beginns der Besprechungen wird der 21. Februar in 
Aussicht genommen.

Es wird sich bei der beabsichtigten Besprechung einmal darum handeln, für 
eine Reihe von Anständen und Meinungsverschiedenheiten, die die Auslegung des 
schweizerisch-italienischen Handelsvertrages und die Anwendung des italieni­
schen Zolltarifs betreffen, eine befriedigende Lösung zu finden.

Darüber hinaus müssen wir formelle Zusicherungen dafür zu erlangen suchen, 
dass nicht weiterhin mit allen möglichen Mitteln eine Beeinträchtigung der Ein­
fuhr schweizerischer Erzeugnisse herbeigeführt wird. Bei einer solchen Forderung 
können wir mit Nachdruck darauf hinweisen, dass die Schweiz einer der besten 
Kunden Italiens ist und dass die Einfuhr aus Italien in unser Land rund 2Vi mal so 
gross ist, wie die schweizerische Ausfuhr nach Italien.

Ferner soll sondiert werden, ob italienischerseits Geneigtheit bestehen würde, 
auf allfällige schweizerische Wünsche nach einer teil weisen Revision des Handels­
vertrages von 1923 ohne Kündigung einzugehen und unter welchen Bedingungen. 
Es wird sich in dieser Hinsicht selbstverständlich nur um eine erste Fühlung­
nahme handeln, ohne dass irgendwelche Bindungen eingegangen würden. Die 
Frage einer Revision und besonders einer allfälligen Kündigung des Handelsver­
trages muss von zu vielen Gesichtspunkten und Erwägungen heraus geprüft wer­
den, als dass es möglich oder opportun wäre, sie im Rahmen der bevorstehenden 
Besprechung zum Austrag zu bringen.

Antragsgemäss wird beschlossen:
1. Vom Bericht des Volkswirtschaftsdepartements wird in zustimmendem Sinne 

Vormerkung genommen.

6. E 7110 1/80; Schreiben des Vororts an Schulthess vom 27.1.1927.
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2. Die Herren Direktor Stucki, Chef der Handelsabteilung des Volkswirt­
schaftsdepartements, und Oberzolldirektor Gassmann werden ermächtigt, im 
Sinne der Darlegungen des Departements über die einzelnen Fälle von Schwierig­
keiten im Handelsverkehr zwischen der Schweiz und Italien im allgemeinen und in 
der Auslegung und Anwendung des schweizerisch-italienischen Handelsvertrages 
im besondern, mit der italienischen Regierung zu verhandeln, sowie bezügliche 
Vereinbarungen unter Vorbehalt der Ratifikation durch den Bundesrat zu treffen 
und zu unterzeichnen. Die Frage einer allfälligen Revision des Handelsvertrages 
soll dagegen nur erörtert werden, ohne dass irgendwelche Bindungen eingegangen 
würden.

3. Den genannten Herren Delegierten wird ein Protokollauszug als Weisungen 
des Bundesrates für die Besprechungen zugestellt7.

7. Zum Ergebnis dieser Besprechungen im Februar/März in Rom vgl. Nr. 278 und N r.297.

253
E 2, Archiv-Nr. 1681

Der schweizerische Gesandte in Paris, A.Dunant, 
an den Vorsteher des Politischen Departementes, G.Motta

S Paris, 12 février 1927

Le rapport que M. Victor Bérard doit présenter au Sénat sur le compromis 
d’arbitrage des zones était attendu pour la semaine dernière (voir ma lettre du 28 
janvier)1. Avant-hier, je suis donc allé au Quai d’Orsay et j ’ai demandé au Direc­
teur politique d’Europe si ce rapport était prêt. A ma très grande déception, j ’ai 
appris que ce n’était pas le cas.

Me prévalant des instructions contenues dans la lettre personnelle que vous 
avez bien voulu m’écrire le 22 janvier2, j ’ai carrément déclaré à mon interlocuteur 
que toutes ces tergiversations avaient assez duré et je lui ai demandé à voir M. 
Briand auquel je tenais à exposer moi-même le devoir de hâter -  enfin! -  la procé­
dure.

Le Ministre des Affaires Etrangères m’a reçu aujourd’hui à midi; immédiate­
ment, je suis entré dans le vif du sujet qui m’amenait et je lui ai fait part de la sur­
prise et de la préoccupation que causait à Berne la lenteur excessive du Sénat. M. 
Briand m’a répondu qu’il était le premier à regretter ce retard contre lequel il a 
lutté en écrivant récemment au Président de la Commission sénatoriale des Affai­
res Etrangères; aussi s’attendait-il au dépôt du rapport Bérard dans le délai envi­
sagé; mais il semble que, par suite d’une intervention directe de M. Hennessy au-

1. Nicht abgedruckt.
2. Nr. 242.
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